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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 
— Drucksache 8/2058 — 

A. Problem 

Das Güterkraftverkehrsgesetz enthält keine besonderen Vor-
schriften über die Vergabe von Güterfernverkehrsgenehmigun-
gen. Das Bundesverfassungsgericht hält die gesetzliche Rege-
lung von Vergabekriterien für freie Konzessionen für notwen-
dig. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll den Forderungen 
des Bundesverfassungsgerichts Rechnung getragen werden. Ins-
besondere soll der sogenannte Konzessionshandel eingedämmt 
werden. Darüber hinaus wird das Gesetz an eine EG-Richtlinie 
über den Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrsunterneh-
mers angepaßt. 

(Mehrheitsentscheidung im Ausschuß) 

C. Alternative 

Die CDU/CSU-Mitglieder im Ausschuß wünschen, daß auf die 
öffentliche Ausschreibung freier Konzessionen auch dann ver-
zichtet werden kann, wenn zwingende Belange des Veräußerers 
vorliegen. 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/2058 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 14. Februar 1979 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Lemmrich 

Vorsitzender 

Dreyer 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes 
— Drucksache 8/2058 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 
2132, 2480), zuletzt geändert durch Artikel 92 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 a Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
eingefügt: 

„Ist für einen Teil der Kraftfahrzeuge des Sitzes 
oder der Niederlassung entgegen Satz 1 der an-
genommene Standort nicht bestimmt, so gilt 
auch für diese Kraftfahrzeuge der angenom-
mene Standort." 

2. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die im Rahmen der Höchstzahlenauftei-
lung auf ein Land entfallenden Genehmigungen 
dürfen nur von einer Genehmigungsbehörde 
dieses Landes (§ 14 Abs. 1 und 2) erteilt werden. 
Ausnahmen von Satz 1 bedürfen der Zustim-
mung der obersten Verkehrsbehörde des Lan-
des, zu dessen Höchstzahlenanteil die Geneh-
migung zählt; die Zustimmung darf nur aus 
struktur- oder regionalpolitischen Gründen oder 
zur Vermeidung des Handels mit Genehmigun-
gen für den Güterfernverkehr versagt werden." 

3. § .10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird das Wort „Leistungs-
fähigkeit" ersetzt durch die Worte „finan-
zielle Leistungsfähigkeit". 

b) In Absatz 2 werden die Worte „der Spedi-
tion und Lagerei" ersetzt durch die Worte 
„in einem Speditionsunternehmen, das Gü-
terkraftverkehr betreibt". 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 
2132, 2480), zuletzt geändert durch Artikel 92 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl I S. 3341), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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Entwurf 

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 
bis 5 eingefügt: 

„ (3) Neu zu erteilende Genehmigungen 
sind öffentlich auszuschreiben; die Aus-
schreibung kann auf bestimmte Bewerber-
gruppen oder Gebiete beschränkt werden. 
Bei der Verteilung der Genehmigungen sind 
Neubewerber, Klein-, Mittel- und Großunter-
nehmer angemessen zu berücksichtigen. In-
nerhalb der jeweiligen Gruppe ist denjeni-
gen Bewerbern der Vorzug zu geben, die die 
Gewähr dafür bieten, daß sie unter den ge-
gebenen wirtschaftlichen Bedingungen das 
öffentliche Verkehrsbedürfnis nach Dienst-
leistungen des gewerblichen Güterfernver

-

kehrs am besten befriedigen. Das Vorliegen 
eines öffentlichen Verkehrsbedürfnisses 
kann auch unter Berücksichtigung von Struk-
tur- oder regionalpolitischen Gesichtspunk-
ten  beurteilt werden. Einem Bewerber darf 
jeweils nur eine Genehmigung erteilt wer-
den. 

(4) In Fällen zwingender betrieblicher 
oder persönlicher Belange eines Bewerbers 
oder zur Erfüllung eines dringenden öffent-
lichen Verkehrsbedürfnisses kann im Einzel-
fall unter Anlegung eines strengen Maß-
stabes von den Vorschriften des Absatzes 3 
abgewichen werden. Dabei kann die Geneh-
migung unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden, wenn dies zur Vermeidung 
eines Handels mit Genehmigungen erforder-
lich erscheint. 

(5) Genehmigungen, deren Gültigkeits-
dauer abgelaufen ist, werden in der Regel 
und unbeschadet der Bestimmung des Ab-
satzes 6 dem bisherigen Genehmigungsin-
haber erteilt; Absatz 3 findet in diesen Fäl-
len keine Anwendung. Dies gilt nicht, wenn 
der bisherige Genehmigungsinhaber die Ge-
nehmigung in den letzten 24 Monaten vor 
Ablauf der Gültigkeitsdauer nicht hinrei-
chend genutzt hat. Eine hinreichende Aus-
nutzung ist grundsätzlich dann nicht gege-
ben, wenn die mit der Genehmigung erziel-
ten Leistungen nach Gewichtskilometern und 
Umsatz jeweils weniger als die Hälfte der 
im Durchschnitt des betreffenden Landes er-
zielten Leistungen betragen." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6. 

4. In § 11 Abs. 2 Satz 2 wird der Satzteil „unbe-
schadet der Vorschrift des § 9 Abs. 2 Satz 2" 
gestrichen. 

5. § 12 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Anstelle einer Genehmigung dürfen dem 
Unternehmer mehrere Genehmigungen erteilt 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 
bis 5 eingefügt: 

„(3) unverändert 

 

(4) In Fällen zwingender betrieblicher 
oder persönlicher Belange eines Bewerbers, 
z. B. im Erbfall oder zur Weiterführung eines 
Unternehmens oder eines selbständigen, ab

-

grenzbaren Unternehmensteils, oder zur Er-
füllung eines dringenden öffentlichen Ver-
kehrsbedürfnisses kann im Einzelfall unter 
Anlegung eines strengen Maßstabes von den 
Vorschriften des Absatzes 3 abgewichen wer-
den. Dabei kann die Genehmigung unter 
Auflagen und Bedingungen erteilt werden, 
wenn dies zur Vermeidung eines Handels 
mit Genehmigungen erforderlich ist. 

(5) Genehmigungen, deren Gültigkeits-
dauer abgelaufen ist, werden in der Regel 
und unbeschadet der Bestimmungen des Ab-
satzes 6 dem bisherigen Genehmigungsinha-
ber erteilt; Absatz 3 findet in diesen Fällen 
keine Anwendung. Dies gilt nicht, wenn der 
bisherige Genehmigungsinhaber die Geneh-
migung in den letzten 24 Monaten vor Ab-
lauf der Gültigkeitsdauer nicht hinreichend 
genutzt hat. Eine hinreichende Ausnutzung 
ist grundsätzlich dann nicht gegeben, wenn 
die mit der Genehmigung erzielten Leistun-
gen nach Gewichtskilometern und Umsatz 
aus Gründen, die der Unternehmer zu ver-
treten hat, jeweils weniger als die Hälfte 
der im Durchschnitt des betreffenden Landes 
erzielten Leistungen betragen." 

d) unverändert 

4. unverändert 

5. § 12 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Anstelle einer Genehmigung dürfen dem 
Unternehmer mehrere Genehmigungen erteilt 
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Entwurf 

werden, wenn diese Genehmigungen den Unter-
nehmer berechtigen, nur solche Kraftfahrzeuge 
zu verwenden, die einschließlich Anhänger ins-
gesamt eine bestimmte Nutzlast nicht über-
schreiten. Maßgebend für die Nutzlast nach 
Satz 1 ist die Nutzlast eines Kraftfahrzeuges 
einschließlich Anhänger, das im Zeitpunkt der 
Antragstellung auf den Namen des Unterneh-
mers zugelassen ist und ihm gehört oder von 
ihm auf Abzahlung gekauft ist und das er auf 
Grund der Genehmigung hätte einsetzen kön-
nen, höchstens jedoch 24 Tonnen. Die Nutzlast 
des Kraftfahrzeuges einschließlich Anhängers 
darf nur bei einer Genehmigung berücksichtigt 
werden. Ist eine Genehmigung im Sinne des § 9 
mit einer Nutzlastbeschränkung erteilt, so ist 
abweichend von Satz 2 diese Nutzlast maß-
gebend." 

6. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Ab-
satz 4 eingefügt: 

„ (4) In den Fällen des § 6 a ist abwei-
chend von Absatz 3 Satz 2 die Genehmi-
gungsurkunde der für die Bestimmung des 
angenommenen Standortes zuständigen Be-
hörde zur Berichtigung vorzulegen." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; in 
Satz 2 entfällt der Punkt, und es wird fol-
gender Satzteil angefügt: 

„oder die Eintragung in das Register nur 
noch von der Vorlage der Genehmigungs-
urkunde beim Registergericht abhängt." 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

7. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erster Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Nach dem Tode des Unternehmers darf der 
Erbe den Betrieb vorläufig weiterführen;". 

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Ab-
satz 4 angefügt: 

„(4) Im Falle der Erwerbs- oder Ge-
schäftsunfähigkeit des Unternehmers oder 
der für die Führung der Geschäfte bestellten 
Person darf ein Dritter, bei dem die Vor-
aussetzungen des § 10 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
noch nicht festgestellt sind, das Unternehmen 
bis zu sechs Monaten nach Feststellung der 
Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit weiter-
führen. In ausreichend begründeten Sonder-
fällen kann diese Frist um drei Monate ver-
längert werden." 

8. In § 19 a wird das Zitat „§ 9, § 10 Abs. 1 Nr. 3, 
Abs. 2 und 3" ersetzt durch das Zitat „§ 9 
Abs. 1, § 10 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 bis 6". 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

werden, wenn diese Genehmigungen den Unter-
nehmer berechtigen, nur solche Kraftfahrzeuge 
zu verwenden, die einschließlich Anhänger ins

-

gesamt eine bestimmte Nutzlast nicht über-
schreiten. Maßgebend für die Nutzlast nach 
Satz 1 ist die Nutzlast eines Kraftfahrzeuges 
einschließlich Anhänger, das im Zeitpunkt der 
Antragstellung auf den Namen des Unterneh-
mers zugelassen ist und ihm gehört oder von 
ihm auf Abzahlung gekauft ist und das er auf 
Grund der Genehmigung hätte einsetzen kön-
nen, höchstens jedoch 25 Tonnen. Die Nutzlast 
des Kraftfahrzeuges einschließlich Anhängers 
darf nur bei einer Genehmigung berücksichtigt 
werden. Ist eine Genehmigung im Sinne des § 9 
mit einer Nutzlastbeschränkung erteilt, so ist 
abweichend von Satz 2 diese Nutzlast maß-
gebend." 

6. unverändert 

 

7. unverändert 

8. unverändert 
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Entwurf 

9. In § 50 Satz 2 wird die Einheit „55 PS" durch 
„40 kW" ersetzt. 

10. § 51 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Einheit ,,55 PS" durch 
„40 kW" ersetzt. 

b) An Satz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Lastkraftwagen ohne Anhänger mit 
einer zulässigen Nutzlast von weniger als 
4 t, die nicht auf den Unternehmer zuge-
lassen sind, gilt die Niederlassung des 
Unternehmers, von der aus der Lastkraft-
wagen eingesetzt wird als Standort im Sinne 
dieses Gesetzes, soweit nicht ein Standort 
nach Absatz 1 bestimmt ist." 

11. In § 52 Abs. 4 Satz 1 wird die Einheit „55 PS" 
durch „40 kW" ersetzt. 

12. In § 54 Abs. 3 wird das Zitat „(Bundesgesetz-
blatt I S. 65) " ersetzt durch das Zitat „(BGBl. I 
S. 65), geändert durch Artikel 275 des Gesetzes 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469),". 

13. In § 60 Abs. 3 wird die Einheit „55 PS" durch 
„40 kW" ersetzt. 

14. In § 63 Abs. 2 Nr. 4 wird nach dem Zitat „§ 75," 
das Zitat „§ 87 b Abs. 2, § 97 d Abs. 5," einge-
fügt. 

15. § 64 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Ordentliche Sitzungen müssen mindestens 
zweimal im Kalenderjahr stattfinden." 

b) Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 angefügt: 

„Der Vorsitzende kann jederzeit eine Sit-
zung anberaumen." 

16. In den §§ 69, 70 und 72 werden die Worte 
„Rechnungsjahres" und „Rechnungsjahr" ersetzt 
durch die Worte „Haushaltsjahres" und „Haus-
haltsjahr". 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

8a. § 26 erhält folgende Fassung: 

„§ 26 

Soweit Beförderungsbedingungen (§ 20) anzu-
wenden sind, kann der Unternehmer die ihm 
nach den gesetzlichen Vorschriften oder den Be-
förderungsbedingungen obliegende Haftung 
durch Vertrag weder ausschließen noch be-
schränken." 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. In den §§ 69, 70, 71 und 72 werden die Worte 
„Rechnungsjahres" und „Rechnungsjahr" ersetzt 
durch die Worte „Haushaltsjahres" und „Haus-
haltsjahr". 
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Entwurf 

17. § 73 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Er kann nach seinem Ermessen die Prüfung 
beschränken und Rechnungen ungeprüft las-
sen." 

18. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 und 2 wird das Wort „Antrag-
steller" jeweils durch das Wort „Unterneh-
mer" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird das Wort „sachkundig" 
ersetzt durch die Worte „fachlich geeignet". 

c) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die finanzielle Leistungsfähigkeit des 
Betriebes gewährleistet ist": 

19. In § 83 Abs. 1 werden die Worte § 19 über 
die Fortführung des Betriebes nach dem Tod 
des Unternehmers" ersetzt durch die Worte 
„§ 19 über die Fortführung des Betriebes nach 
dem Tod des Unternehmers sowie nach dem 
Wegfall der Erwerbs- oder Geschäftsfähigkeit 
des Unternehmers oder der für die Führung der 
Geschäfte bestellten Person". 

20. In § 89 a Nr. 2 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Zugmaschinen" die Worte „oder Sonder-
fahrzeugen" und nach dem Wort „die" die 
Worte „nach § 2 Nr. 6 des Kraftfahrzeugsteuer-
gesetzes in der Fassung vom 1. Dezember 1972 
(BGBl. I S. 2209) " eingefügt. 

21. § 97 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Zitat „Arikel 5, 7 und 
12 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Mar-
gentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 
vom 6. August 1968)" ersetzt durch das Zitat 
„Artikel 14 und 15 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2831/77 des Rates vom 12. Dezember 
1977 über die Bildung der Beförderungsent-
gelte im Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 334 S. 22)". 

b) Absatz 2 wird gestrichen; die Absätze 3 
bis 6 werden Absätze 2 bis 5. 

c) Im neuen Absatz 2 wird das Zitat „Artikel 2 
Abs. 3 Satz 2 und Artikel 5 Abs. 2, 5 und 6 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68" ersetzt 
durch das Zitat „Artikel 9 Abs. 3 Satz 2 und 
Artikel 14 Abs. 2, 5 und 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2831/77". 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 
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Entwurf 

d) Der neue Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf Beförderungen, die einem Refe-
renztarif nach der Verordnung (EWG) Nr. 
2831/77 unterliegen oder für die Sonderab-
machungen nach Artikel 14 der genannten 
Verordnung getroffen werden, findet § 58 
entsprechende Anwendung.” 

e) In den neuen Absätzen 4 und 5 wird das Zi-
tat „Verordnung (EWG) Nr. 1174/68" jeweils 
ersetzt durch das Zitat „Verordnung (EWG) 
Nr. 2831/77". 

22. § 97 e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Zitat „Artikel 4 Abs. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Mar-
gentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 
vom 6. August 1968)" ersetzt durch das Zitat 
„Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 
2831/77 des Rates vom 12. Dezember 1977 
über die Bildung der Beförderungsentgelte 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied-
staaten (ABl. EG Nr. L 334 S. 22)". 

b) In Absatz 2 wird das Zitat „Artikel 4 Abs. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Ra-
tes der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Mar-
gentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 
vom 6. August 1968) " ersetzt durch das Zi-
tat „Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 
2831/77". 

23. In § 98 Nr. 2 wird das Zitat „Artikel 2 Abs. 3 
Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Margen-
tarifsystems im Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 vom 6. August 
1968)" ersetzt durch das Zitat „Artikel 9 Abs. 3 
Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2831/77 des 
Rates vom 12. Dezember 1977 über die Bildung 
der Beförderungsentgelte im Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 
334 S. 22)". 

24. § 99 a Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird das Zitat „des Artikels 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Ra-
tes der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Mar-
gentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi- 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

22. unverändert 

23. unverändert 

24. § 99 a Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 
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schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 
vom 6. August 1968)" ersetzt durch das Zitat 
„des Artikels 14 der Verordnung (EWG) Nr. 
2831/77 des Rates vom 12. Dezember 1977 
über die Bildung der Beförderungsentgelte 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied-
staaten (ABl. EG Nr. L 334 S. 22)". 

b) In Buchstabe b wird das Zitat „Artikel 5 
Abs. 2" ersetzt durch das Zitat „Artikel 14 
Abs. 2". 

c) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) entgegen Artikel 14 Abs. 5 Halbsatz 1 
oder Artikel 14 Abs. 6 Satz 1 der ge-
nannten Verordnung eine Sonderabma-
chung ohne vorherige Genehmigung 
durch die zuständige Behörde durchführt 
oder abschließt,". 

d) In Buchstabe d werden das Zitat „§ 97 d 
Abs. 4 oder 5" durch das Zitat „§ 97 d Abs. 3 
oder 4" und das Zitat „Artikel 5" durch das 
Zitat „Artikel 14" sowie das Komma durch 
„oder" ersetzt. 

e) Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe 
e angefügt: 

„e) der Bundesanstalt entgegen Artikel 15 
der genannten Verordnung die verlang-
ten Auskünfte nicht fristgemäß, unrich-
tig oder unvollständig erteilt,". 

25. § 99 a Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Im Einleitungssatz werden das Zitat „(EWG) 
Nr. 2829/72 des Rates vom 28.. Dezember 
1972" in „(EWG) Nr. 3164/76 des Rates vom 
16. Dezember 1976" und das Zitat „(Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 298 S. 16) " in „(ABl. EG Nr. L 357 S. 1) " 
geändert. 

b) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) eine Gemeinschaftsgenehmigung entge-
gen Artikel 2 Abs. 1 der genannten Ver-
ordnung für Beförderungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 
einem Drittland oder zwischen einem 
anderen Mitgliedstaat und einem Dritt-
land unter Durchfahren der Bundesre-
publik Deutschland benutzt,". 

c) In den Buchstaben f, g, h und i wird das 
Zitat „Artikel 5 Abs. 1" jeweils ersetzt durch 
das Zitat „Artikel 4 Abs. 1 

26. In § 101 wird das Wort „Genehmigungsbe-
hörde" ersetzt durch die Worte „höhere Lan-
desverkehrsbehörde". 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe e 
angefügt: 

„e) der Bundesanstalt entgegen Artikel 15 
der genannten Verordnung die , verlang-
ten Auskünfte nicht, nicht fristgemäß, 
unrichtig oder unvollständig erteilt,". 

25. unverändert 

 

26. unverändert 
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Entwurf 

27. In § 102 wird das Wort „Erlaubnisbehörde" 
ersetzt durch die Worte „untere Verkehrsbe-
hörde" und das Wort „Genehmigungsbehörde" 
durch die Worte „höhere Landesverkehrsbe-
hörde". 

28. In § 103 Abs. 3 Nr. 4 wird das Zitat „Artikel 16 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates 
vom 30. Juli 1968 über die Einführung eines 
Margentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten" durch das Zitat 
„Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 2831/77 
des Rates vom 12. Dezember 1977 über die Bil-
dung der Beförderungsentgelte im Güterkraft

-

verkehr zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. EG 
Nr. L 334 S. 22) " ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

27: unverändert 

28. unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 
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Bericht des Abgeordneten Dreyer 

Der in Drucksache 8/2058 enthaltene Gesetzentwurf 
wurde in der 107. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 28. September 1978 dem Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen zur Beratung 
überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage 
in seinen Sitzungen am 6. Dezember 1978 und 14. Fe-
bruar 1979 behandelt. 

I. Ziele des Gesetzentwurfs 

Das geltende Güterkraftverkehrsgesetz enthält kei-
ne besonderen Kriterien und Maßstäbe für die Ver-
gabe von Genehmigungen für den Güterfernverkehr. 
Diese Genehmigungen wurden bisher von den Ge-
nehmigungsbehörden nach pflichtgemäßen Ermessen 
vergeben. Bundesverfassungsgericht und Bundesver-
waltungsgericht haben jedoch in mehreren Urteilen 
zum Ausdruck gebracht, daß aus verfassungsrecht-
lichen Gründen eine Regelung der Vergabegrund-
sätze im Gesetz selbst angebracht ist. Dieser Auffor-
derung soll durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
nachgekommen werden. 

Künftig sollen neu zu erteilende Genehmigungen 
öffentlich ausgeschrieben werden; bei der Vergabe 
der Genehmigungen sind Neubewerber, Klein-, Mit-
tel- und Großbetriebe angemessen zu berücksichti-
gen. Einem Bewerber darf künftig jeweils nur eine 
Genehmigung erteilt werden. Auf die Wiederertei-
lung einer abgelaufenen Genehmigung besteht ein 
Rechtsanspruch unter der Voraussetzung, daß diese 
in der Vergangenheit hinreichend ausgenutzt wor-
den ist. 

Der Gesetzentwurf enthält darüber hinaus folgende 
weiteren wesentlichen Regelungen: 

- Anpassung des Güterkraftverkehrsgesetzes an 
die EG-Richtlinie vom 12. November 1974 über 
den Zugang zum Beruf des Kraftverkehrsunter-
nehmers und an zwei weitere EG-Verordnungen; 

— dem Handel mit Genehmigungen soll entgegen-
gewirkt werden; 

— weitere Neuregelungen betreffen die Standortbe-
stimmung von Kraftfahrzeugen, die Stückelung . 

von Genehmigungen und die Anpassung von Ver-
fahrensvorschriften entsprechend der bisherigen 
Verwaltungspraxis. 

II. Neufassung des § 10 Abs. 4 GüKG (Eindämmung 
des Konzessionshandels 

Der Zugang zum Beruf des Güterfernverkehrsunter-
nehmers ist durch das geltende Recht erheblich er-
schwert. Bewerber müssen entweder darauf warten, 
bis die Behörden neue Konzessionen vergeben, wo-
bei für den einzelnen wegen der großen Zahl der 
Bewerber nur eine geringe Chance auf Berücksich-

tigung besteht. Sie können ferner versuchen, von 
einem abgabewilligen Unternehmer eine Güterfern-
verkehrsgenehmigung zu erwerben; dabei werden al-
lerdings Preise von über 100 000 DM für die einzelne 
Konzession verlangt und gezahlt. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in einem Beschluß vom 14. Oktober 
1975 (BVerfGE 40, 196 ff.) zu dieser Einschränkung 
der Berufsfreiheit nach Artikel 12 des Grundgeset-
zes folgendes ausgeführt: 

„Das Güterkraftverkehrsgesetz regelt das Verfah-
ren der Verteilung der Genehmigungen nicht. Es 
werden Richtlinien angewendet, die aber nicht 
einheitlich in allen Ländern gelten und zum Teil 
wohl auch nicht veröffentlicht sind. Offentlichtlich 
haben sich daraus Unzuträglichkeiten entwickelt; 
als besonders anstößig wird empfunden, daß an-
scheinend in einigen Bezirken unter der Mitwir-
kung von Behörden ein „Handel" mit Güterfern-
verkehrsgenehmigungen im Wege des Verzichts 
unter der Bedingung der Erteilung der Genehmi-
gung an den vom Verzichtenden benannten Erwer-
ber stattfindet. Diese Praxis verstößt gegen Arti-
kel 12 Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 1 GG. Auch die 
Bundesregierung weist in ihrem „Entschließungs-
bericht" vom 28. Juni 1972 (BT-Drucksache IV/3620, 
S. 9) zutreffend darauf hin, daß die Kontingentie-
rung der Genehmigungen einen schweren Eingriff 
in die Freiheit -der Berufswahl darstellt und daß 
gerade deshalb jedem Bewerber nach Möglichkeit 
gleiche Chancen eingeräumt werden müssen. Diese 
Chancengleichheit würde, nicht mehr bestehen, 
wenn die Genehmigungen übertragbar wären und 
zum Gegenstand privater Geschäfte gemacht wer-
den könnten. 

§ 11 Abs. 1 Satz 2 GüKG verbietet die Übertra-
gung der Güterfernverkehrsgenehmigungen, außer 
in Verbindung mit der Übertragung eines Unter-
nehmens im ganzen (§ 9 Abs. 2 Satz 2 GüKG). In-
folgedessen müssen alle freiwerdenden Genehmi-
gungen an die Genehmigungsbehörden zurückge-
geben und von diesen ohne Bindung an die 
Wünsche und Bedingungen der Beteiligten nach 
allgemein geltenden Grundsätzen neu vergeben 
werden. 

Der Ausschuß ist sich darüber einig, daß künftig der 
isolierte Handel mit Güterfernverkehrskonzessionen, 
wie er sich in der Vergangenheit eingebürgert hat, 
unterbleiben muß. Auch künftig ist es jedoch statt-
haft, daß Güterfernverkehrsunternehmen im ganzen 
oder aber abgrenzbare selbständige Unternehmens-
teile an einen Käufer veräußert werden, der dann 
auch die entsprechenden Konzessionen zur tatsäch-
lichen Weiterführung des Betriebes ohne öffentliche 
Ausschreibung erhalten kann. Das gleiche muß für 
den Erbfall gelten. Der Ausschuß schlägt vor, diesen 
Wille n des Gesetzgebers durch eine Neufassung des 
§ 10 Abs. 4 des Gesetzentwurfs weiter zu verdeutli- 
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chen. Von einer Weiterführung des erworbenen Un-
ternehmens oder eines selbständigen abgrenzbaren 
Unternehmensteiles kann jedoch nach Auffassung 
des Ausschusses im Regelfall nur gesprochen wer-
den, wenn dies am bisherigen Ort geschehen soll. 
Der Ausschuß bestätigt insofern ausdrücklich die ent-
sprechenden Ausführungen der Bundesregierung in 
der Begründung zu dem Gesetzentwurf. 

III. Minderheitsvotum zu § 10 Abs. 4 GüKG 

Die CDU/CSU-Mitglieder' im Ausschuß wünschen 
eine erweiterte Fassung des § 10 Abs. 4 GüKG. Bei 
der Rückgabe von Konzessionen soll auch dann von 
den Vorschriften des Absatzes 3 abgewichen werden 
können, wenn dies allgemein zwingende betriebliche 
oder persönliche Belange des Veräußerers erfordern. 
Sie sind der Meinung, daß die Berücksichtigung von 
Belangen des Veräußerers auch nach dem Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts nicht unzulässig sei. 
Eine solche Berücksichtigung, durch die die Veräuße-
rung einzelner Fahrzeuge mit Konzession ermöglicht 
wird, sei auch mittelstandsfreundlich, weil bei einer 
Veräußerung des Unternehmens insgesamt oder von 
selbständigen Unternehmensteilen, wie dies nach 
dem Regierungsentwurf künftig ausschließlich mög-
lich sein soll, nur noch besonders kapitalkräftige In-
teressenten zum Zuge kämen. Die CDU/CSU-Mitglie-
der haben folgende Fassung des § 10 Abs. 4 GüKG 
vorgeschlagen: 

„ (4) In Fällen der Veräußerung von Unterneh-
men bzw. von selbständigen, abgrenzbaren Unter-
nehmensteilen, des Erwerbs infolge Erbgangs, 
zwingender betrieblicher oder persönlicher Belan-
ge eines Veräußerers oder eines Bewerbers oder 
zur Erfüllung eines dringenden öffentlichen Ver-
kehrsbedürfnisses kann im Einzelfall unter Anle-
gung eines strengen Maßstabes von den Vor-
schriften des Absatzes 3 abgewichen werden. Da-
bei kann die Genehmigung unter Bedingungen und 
Auflagen erteilt werden, wenn dies zur Vermei-
dung eines Handels mit Genehmigungen erforder-
lich erscheint. Insbesondere darf der Vermögens-
wert der Genehmigung den Vermögenswert des 
Betriebs oder eines Betriebsteiles nicht überstei-
gen." 

Die Mehrheit im Ausschuß hat diesen Antrag abge

-

lehnt, weil durch diese Fassung dem Konzessions

-

handel erneut Vorschub geleistet worden wäre. Mit 
der gleichen Begründung wurde die Auffassung der 
CDU/CSU-Mitglieder zurückgewiesen, auf das Er-
fordernis der Fortführung an Ort und Stelle bei dem 
Erwerb eines Unternehmens insgesamt oder von 
selbständigen Unternehmensteilen zu verzichten. 

IV. Weitere Änderungen des Gesetzenwurfs 

Der Ausschuß hat einmütig folgende weitere Ände-
rungen des Gesetzentwurfs beschlossen: 

1. § 10 Abs. 5 GüKG 

Voraussetzung für die Wiedererteilung einer ab-
gelaufenen Güterfernverkehrskonzession an den 
bisherigen Inhaber ist, daß diese in der Vergan-
genheit hinreichend ausgenutzt wurde. Eine Ver-
sagung ist jedoch nach Auffassung des Ausschus-
ses nur dort gerechtfertigt, wo dies aus vom Un-
ternehmer zu vertretenden Gründen unterblieben 
ist. Wenn wegen des Standortes in grenznahen 
Gebieten oder infolge von Krankheit eine solche 
Ausnutzung nicht möglich war, so soll dies nicht 
zum Anlaß genommen werden, die Wiederertei-
lung der Konzession an den bisherigen Inhaber 
zu versagen. 

2. § 26 GüKG 

Durch die Neufassung soll der Spediteur im Sam-
melgutverkehr und bei der Spedition zu festen 
Sätzen in die Lage versetzt werden, Haftungsver-
einbarungen mit dem Kunden zu treffen, soweit 
er bei der Beförderung des Transportgutes nicht 
eigene Kraftfahrzeuge im Güterfernverkehr ein-
setzt. 

3. Die Änderungen in § 12 a Abs. 1 und § 99 a 
Abs. 1 gehen auf Vorschläge des Bundesrates zu-
rück, die die Zustimmung der Bundesregierung 
gefunden haben. Die Änderung des Artikels 1 
Nr. 16 ist redaktioneller Art. 

V. Schlußabstimmung 

Die Vorlage wurde im Verkehrsausschuß mit Stim-
menmehrheit verabschiedet. Die CDU/CSU-Mitglie-
der haben wegen der Meinungsverschiedenheiten zu 
§ 10 Abs. 4 GüKG nicht zugestimmt. 

Bonn, den 14. Februar 1979 

Dreyer 

Berichterstatter 


